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Kleine Anfrage 8610 
 
der Abgeordneten Angela Freimuth und Alexander Steffen FDP 
 
 
Welche Folgen hat der weiterhin haushaltsabhängige Zugang zu Integrationskursen für 
Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Zur Sicherung unseres Wohlstandes und zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes muss unser 
Land die Chancen qualifizierter und integrationswilliger Zuwanderung nutzen. Auch 
Menschen, die vor Krieg und Verfolgung bei uns Zuflucht gefunden haben, können durch 
Qualifizierung und Integration in Gesellschaft und Arbeitsmarkt dazu beitragen. 
 
Zu Beginn des Jahres 2026 setzte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) die 
Zulassung zu Integrationskursen nach § 44 Absatz 4 Aufenthaltsgesetz für das Haushaltsjahr 
2026 für freiwillig Teilnahmeberechtigte zunächst aus.1 Der Landesverband der 
Volkshochschulen von Nordrhein-Westfalen schätzte seinerzeit, dass allein in Nordrhein-
Westfalen rund 30.000 Menschen von dieser Entscheidung betroffen sein könnten und warnte 
vor negativen Folgen für gesellschaftliche Teilhabe und wirtschaftliche Integration, aber auch 
vor zusätzlichen Belastungen für die Kommunen.2 Auch der Städte- und Gemeindebund 
Nordrhein-Westfalen warnte vor höheren Kosten infolge fehlender Integration, und dass 
angesichts der strukturellen Unterfinanzierung der Kommunen diese zusätzliche 
Integrationsaufgaben nicht allein schultern könnten.3 
 
Auch die Landesregierung erkannte das Problem an. Bereits im Oktober 2025 räumte sie 
gegenüber dem Integrationsausschuss ein, dass die finanziellen Handlungsspielräume von 
Integrationskursträgern wie den Volkshochschulen erheblich eingeschränkt seien. Steigende 
Personal- und Betriebskosten träfen bei steigenden organisatorischen und bürokratischen 
Anforderungen auf begrenzte Mittel.4 

 
1 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge: Trägerrundschreiben Integrationskurse 02/2026 
„Zulassungen zum Integrationskurs nach § 44 Abs. 4 AufenthG“, 09.02.2026, abgerufen unter: 
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Integration/Integrationskurse/Kurstraeger/Traegerrunds
chreiben/2026/traegerrundschreiben-02_20260209.html (letzter Zugriff: 18.08.2026). 
2 Landesverband der Volkshochschulen von NRW e. V.: Volkshochschulen in NRW verurteilen 
Kehrtwende in der Integrationspolitik. „Gefahr für Zusammenhalt und wirtschaftliche Entwicklung“, o. 
J., abgerufen unter: https://www.vhs-nrw.de/press/volkshochschulen-in-nrw-verurteilen-kehrtwende-in-
der-integrationspolitik-gefahr-fuer-zusammenhalt-und-wirtschaftliche-entwicklung/ (letzter Zugriff: 
18.08.2026). 
3 Vgl. Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen: Integration ist eine Daueraufgabe, die Geld 
kostet, 17.02.2026, abgerufen unter: https://kommunen.nrw/themen/migration-und-
integration/integration-ist-eine-daueraufgabe-die-geld-kostet/ (letzter Zugriff: 18.08.2026). 
4 Vgl. Landesregierung NRW: Bericht für den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend zu 
„Finanzierung der Integrationskurse“, 28.10.2025, Vorlage 18/4402, S. 1 f., abgerufen unter: 
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Mit der Sechsten Verordnung zur Änderung der Integrationskursverordnung vom 22. Juli 2026 
wurde der bei Zulassungsentscheidungen vorrangig zu berücksichtigende Personenkreis neu 
geregelt.5 Seit dem 1. August 2026 können Anträge auf Zulassung nach § 44 Absatz 4 
Aufenthaltsgesetz für bestimmte Personengruppen wieder gestellt werden. Die 
Wiederzulassung schafft jedoch keine uneingeschränkte Planungssicherheit. Nach Angaben 
des BAMF erfolgt eine Zulassung auch nur im Rahmen verfügbarer Kursplätze, deren Umfang 
von den verfügbaren Haushaltsmitteln abhängt. Vorrangig sollen künftig insbesondere 
Personen berücksichtigt werden, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen sollen.6 Die 
Bearbeitung erfolgt nach der Reihenfolge des Eingangs vollständiger Anträge. 
 
Gerade die Weiterbildungseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen übernehmen an der 
Schnittstelle zwischen Sprachförderung, Grundbildung und beruflicher Weiterentwicklung eine 
wichtige Rolle.  Das Pflichtangebot der Volkshochschulen umfasst nach § 11 Absatz 2 
Weiterbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen unter anderem die arbeitswelt- und 
berufsbezogene Weiterbildung, die kompensatorische Grundbildung sowie Angebote zur 
Förderung von Schlüsselqualifikationen im Bereich Sprachen.7 
 
Ein verlässlicher Zugang zur Sprachförderung, insbesondere zur deutschen Sprache, ist nicht 
allein integrationspolitisch relevant, sondern zugleich Voraussetzung dafür, vorhandene 
Arbeitskräfte- und Qualifizierungspotenziale besser zu erschließen. In einer kürzlich 
veröffentlichten Studie „Aufstiege ermöglichen – Wie aus Helfer:innen Fachkräfte werden“ der 
Bertelsmann Stiftung betonen die Autoren die Notwendigkeit passender 
Qualifizierungsmöglichkeiten mit niedrigschwelligem Zugang. Teilqualifizierungen können 
dabei einen Weg eröffnen, vorhandene Kompetenzen gezielt zu ergänzen und den Aufstieg 
von Helfer- zu Fachkrafttätigkeiten zu ermöglichen.8 
 
Angesichts der unbestrittenen Notwendigkeit der Sprach- und Integrationskursangebote und 
der Planungsvorläufe der Weiterbildungsträger und Kommunen sind viele Fragen derzeit 
offen.  
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Mit welchen Bedarfen an Integrationskurskapazitäten rechnet die Landesregierung 

(nach Neuregelung des Bundes aus Juli 2026) für Personen mit Wohnsitz in Nordrhein-
Westfalen, aufgeschlüsselt nach Kreisen beziehungsweise kreisfreien Städten? 

 

 
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-4402.pdf (letzter 
Zugriff: 10.08.2026). 
5 Vgl. Sechste Verordnung zur Änderung der Integrationskursverordnung, 22.07.2026, BGBl. 2026 I 
Nr. 218, veröffentlicht am 27.07.2026, abgerufen unter: 
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/218/VO.html (letzter Zugriff: 18.08.2026). 
6 Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF): Wiederzulassung von bestimmten 
Personengruppen nach § 44 Abs. 4 AufenthG, Stand August 2026, abgerufen unter: 
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Integration/Integrationskurse/infoschreiben-ik-
wiederzulassung.pdf?__blob=publicationFile&v=2 (letzter Zugriff: 18.08.2026) 
7 Vgl. § 11 Abs. 2 Weiterbildungsgesetz Nordrhein-Westfalen (Weiterbildungsgesetz – WbG), geltende 
Fassung, abgerufen unter: https://recht.nrw.de/lrgv/gesetz/01012022-weiterbildungsgesetz-nordrhein-
westfalen-weiterbildungsgesetz-wbg/ (letzter Zugriff: 18.08.2026). 
8 Vgl. Bertelsmann-Studie vom 20.07.2026 Gunvald Herdin/Hauke Janson: Aufstiege ermöglichen – 
Wie aus Helfer:innen Fachkräfte werden, Gütersloh 2026, S. 8, abgerufen unter: 
https://doi.org/10.11586/2026087 
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2. Welche kommunalen Folgekosten erwartet die Landesregierung durch den weiterhin 
haushaltsabhängigen Zugang zu Integrationskursen in Nordrhein-Westfalen? 

 
3. Wie bewertet die Landesregierung den zusätzlichen Verwaltungsaufwand für 

Integrationskursträger in Nordrhein-Westfalen infolge der seit dem 1. August 2026 
geltenden Nachweispflichten zum Arbeitsmarktbezug? 

 
4. Wie will die Landesregierung den Übergang von Sprachförderangeboten in modulare 

Teilqualifizierungen für geringqualifizierte Zugewanderte in Nordrhein-Westfalen 
verbessern? 

 
5. Welche konkreten Initiativen ergreift die Landesregierung gegenüber der 

Bundesregierung für eine bedarfsgerechte Finanzierung der Integrationskurse? 
 
 
 
Angela Freimuth 
Alexander Steffen 
 


